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Liebe
Leserin,
lieber Leser,

Service und Kundennutzen werden
bei uns groR geschrieben. Dies gilt
auch fiir die Kommunikation mit
unseren Eigenttimern. Ab sofort infor-
mieren wir Sie deshalb durch vier
Ausgaben jahrlich mit unserem News-
letter ,,Der Verwaltungsbeirat” tber
aktuelle Themen rund um die Immo-
bilie und das Wohnungseigentum
sowie liber neue richtungsweisende
Rechtsprechung. Auch erfahren Sie
Neuigkeiten aus unserem Hause.

Die erste Ausgabe unseres Newslet-
ters liegt vor lhnen. Wir haben uns
bemiiht, ihn fiir Sie so informativ

wie moglich zu gestalten. Natirlich
ist uns lhre Meinung wichtig. Auch
freuen wir uns Uber Verbesserungs-
vorschlage und Anregungen fiir die
Gestaltung der néachsten Ausgaben.

Besondere Bedeutung fiir Immobilien-
eigentiimer werden zukiinftig die
Energieeinsparverordnung und der
Energiepass haben. Mit Spannung
warten wir deshalb auf die dazu von
der Bundesregierung noch zu erlas-
senden Regelungen. Naheres zu
dieser Thematik finden Sie in dieser
Ausgabe.

Viel Spal} beim Lesen.

Herzlichst
lhr

Dietmar Bosse
Geschaftsflihrer VOW

Was kommt auf die

Wohnungseigentiimer zu?

Der 7. VOW-Workshop fiir Beirdate im Wohnungseigentum lieferte Antworten

Uber 150 Verwaltungsbeirite nutzten
die Gelegenheit, durch Teilnahme am
VOW-Workshop Neuigkeiten aus dem
Bereich Wohnungseigentum zu erfahren.
In seiner Begriiung ging Dietmar Bosse,
Geschaftsfiihrer der VOW, darauf ein,
dass nach einer Pause von drei Jahren
die VOW wieder jdahrlich Workshops fiir
Beirdte veranstalten wird.

Der Geschaftsfiihrer hieR Uwe Axel Stein
herzlich willkommen, der auch die bis-
herigen Workshops als Referent mitge-
staltet hat. Nach Meinung von Bosse hat
sich bei der VOW im Laufe der letzten
drei Jahre einiges
getan. Die VOW
hat ihr Haupt-
augenmerk da-
rauf gerichtet,
ihre Leistungen
zum Nutzen

und Vorteil ihrer
Kunden noch zu
verbessern und
zu erweitern.
Das Geschafts-
volumen des Unternehmens ist weiter
gewachsen. Dies war begleitet von einer
sinnvollen Anpassung der organisato-
rischen Abldufe und innerbetrieblichen
Strukturen, wobei im Mittelpunkt immer
die Zufriedenheit der Kunden gestan-
den hat. Besonders angesprochen wurde
vom Geschadftsfithrer die Anderung des
Firmennamens in VOW Immobilienma-
nagement GmbH. Damit soll die Philo-
sophie der VOW, wozu unter anderem
Dynamik, Kreativitdt und Innovation
gehoren, bereits durch den Firmennamen

besser zum Ausdruck kommen. Weiter
sprach Bosse den Online-Service fiir Ver-
waltungsbeirdte, das interaktive Kunden-
Center, die Verbesserungen im Bereich
Technisches Gebdudemanagement und
die Vermittlung von Immobilien tiber
die VOW-Immobilienbérse an.

In seinem Referat iiber die Energieein-
sparverordnung und den Energiepass
ging Bosse anschliefRend auf die zu
erwartenden Verdnderungen, die auf-
grund einer EU-Richtlinie bis zum

4. Januar 2006 in nationales Recht
umzuwandeln sind, ein. Daraus wird
sich unter anderem ergeben, dass auch
fiir Bestandsimmobilien ein Energiepass
zu erstellen ist. Wichtig ist nach Meinung
von Bosse, dass seitens des Gesetzgebers
klare Regelungen erlassen werden, um
z. B. Auseinandersetzungen zwischen
Mieter/Vermieter und Kaufer/Verkdaufer
von Immobilien zu vermeiden. Es bleibt
abzuwarten, welche Festlegungen der
Gesetzgeber trifft. Auch ist noch unge-
klart, ob der Energiepass basierend auf
Bedarfs- oder Verbrauchswerten zu er-
stellen sein wird. (lesen Sie hierzu S. 3)

Uber die aktuelle
Rechtsprechung
berichtete Uwe
Axel Stein. Auch
ging er auf die
geplante Novel-
lierung zum
Wohnungseigen-
tumsgesetz ein.
Er sprach unter
anderem die Ver-
besserung der
Situation fiir

die Eigentiimergemeinschaften bei beste-
henden Hausgeldriickstdnden im Rah-
men von Zwangsversteigerungen an.
Ferner wird sich die Einladungsfrist zu
Versammlungen von jetzt einer Woche
auf zwei Wochen verldngern.

... lesen Sie bitte weiter auf Seite 2




... Fortsetzung von Seite 1

Die Eigentiimer sollen zukiinftig des wei-
teren in der Lage sein, durch Mehrheits-
beschliisse die Verteilung von Kosten
dndern zu konnen.

Uber die Erstellung eines Gebdudepas-
ses, der im Sinne einer Grobdiagnose
den Zustand der einzelnen Bauteile eines
Gebdudes darstellt, berichtete Stephan
Koch, Mitarbeiter
der VOW und ins-
besondere zustdndig
fiir das Technische
Gebdudemanage-
ment. Der Gebau-
depass ermoglicht
auch eine Planung
der Instandhal-
tungsriicklage.

Unter dem Stichwort Innovation erkldrte
Thomas Traub, Prokurist im Hause VOW,
den Online-Service fiir Verwaltungsbeirda-
te. Dariiber ist es den Beirdten moglich,
jederzeit via Internet relevante Informa-
tionen zum Objekt und insbesondere aus
dem Bereich Finanzen abzurufen. Dieser
Service erleichtert
erheblich die Kom-
munikation zwi-
schen den Beiraten
und der VOW. Des
weiteren konnen

die Beirdte dariliber
leichter als bisher
ihrer gesetzlich gere-
gelten Priifpflicht
nachkommen.

Die vielen Fragen der Teilnehmer und
die Diskussion tiber einzelne Themen
zeigte, daf} ein umfangreicher Informa-
tionsbedarf besteht. Aus Sicht der VOW
gestaltet sich die Zusammenarbeit mit
gut informierten Beirdten wesentlich
konstruktiver und somit fiir die einzel-
nen Eigentiimergemeinschaften nutz-
bringender. Es wurde deshalb von den
Teilnehmern begriif3t, dass die VOW die
Workshops wieder aufleben ldasst.
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VOW Neujahrsempfang 2005

Gaste genossen Highlights aus den beliebtesten Musicals

Die Geschiftsleitung der VOW mit ihrem
Geschaftsfithrer Dietmar Bosse und

den Prokuristen Andreas Lang, Detlev
Peschel, Klaus Taschner und Thomas
Traub empfing im Kleinen Saal der Stadt-
halle Braunschweig tiber 400 Kunden,
Geschdaftspartner und Freunde des Unter-
nehmens.

In seiner BegriiRung ging Dietmar Bosse
auf die Entwicklung der VOW ein. Nach
seiner Einschdtzung gehort das Unter-
nehmen mit einem Verwaltungsbestand
von liber 16.000 Einheiten an 48 Stand-
orten zur Spitzengruppe der als Dienst-
leister tdtigen Immobilienverwaltungsge-
sellschaften im norddeutschen Raum.
Die VOW will diese Position nicht nur
halten, sondern noch weiter ausbauen.
Bosse fiihrte weiter aus, dass die Wiin-
sche der Kunden Grundlage fiir das
Handeln der VOW sind. Dabei setzt das
Unternehmen auf Dialog und Partner-
schaft sowie auf langfristig angelegte
Kundenbeziehungen. Die VOW sieht sich
auch innovativ und stellt Problemlésun-
gen bereit.

Stellvertretend fiir die vielen langfristig
bestehenden Kundenbeziehungen des

Unternehmens begriifite der Geschafts-
fiihrer besonders Horst Sonnenberg und
Heinz Wantikow, die seit tiber 30 bzw.
fast 25 Jahren als Vertreter ihrer Eigen-
tlimergemeinschaften im Verwaltungs-
beirat mit der VOW zusammen arbeiten.
Mit einer Vielzahl von Geschdftspartnern
unterhdlt die VOW laut Bosse solide und
gut funktionierende Partnerschaften.
Stellvertretend dafiir begriifdte er das
Mitglied des Vorstandes der Nord/LB,

Dr. Jiirgen Allerkamp. Fiir Innovation
steht nach Meinung von Bosse das Pro-
jekt ,Ambulantes drztliches Versorgungs-
zentrum®, das nach den Planungen auf
einer Flache von ca. 3000 m? in einer
Liegenschaft in Braunschweig entstehen
soll. Als Gast aus der Politik hiefd Bosse
den Oberbiirgermeister der Stadt Salzgit-
ter, Helmut Knebel, herzlich willkommen.

Hohepunkt des Empfangs war die Axel
Torber-Band mit den Musical-Stars Ale-
xandra Gentzen und Simon Tunkin, die
mit Highlights aus den bekanntesten
Musicals die Besucher begeisterten.

Immobilienkauf 2005 - was andert sich?

Im neuen Jahr steht fiir alle kaufinteressierten Selbstnutzer das schnelle Handeln im
Vordergrund. Wer ohnehin den Erwerb plant, sollte den ndchsten Bundesratstermin
am 16.Februar 2005 noch abwarten, um dann ziigig zu handeln. Eine weitere Kiir-
zung der Eigenheimzulage, bereits im vierten Jahr in Folge zur Disposition, wenn
nicht gar die Streichung steht im Raum. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens bleibt unge-
wiss, wahrscheinlich aber nicht riickwirkend. Experten favorisieren die Familienfor-
derung, das heifdt zukiinftig (ab 1.1.2006?) wiirden nur noch Familien beim Haus-
bau und —kauf finanziell unterstiitzt. Fiir hochstens zwei Jahre alte Neubauten und
Bestandsimmobilien, die dlter als zwei Jahre sind, gibt’s zurzeit noch tiber einen Zeit-
raum von acht Jahren max. 1.250 EURO jahrlich. Die Kinderzulage betrdgt je Kind
800 Euro jahrlich. Anspruchsberechtigt sind Ledige bis zu einer Einkunftsgrenze von
70.000 Euro in zwei Jahren und Verheiratete bis zu einer Einkunftsgrenze von 140.000
Euro. Anleger miissen 2005 folgendes auf ihrem Zettel haben: Die Investitionszula-
ge fiir Modernisierungsmafnahmen in den fiinf neuen Bundesldndern entfallt und
das Damnum kann nach aktuellem Rechtsstand nur noch fiir maximal fiinf Jahre im
Voraus steuerlich geltend gemacht werden. Tipp: Frithzeitiges Handeln, gute Beratung
und Sachkenntniss sichert auch im neuen Jahr ausreichend Immobilien-Chancen, sei
es das steuerlich interessante Haus unter Denkmalschutz zum selbst bewohnen oder
das attraktive Zinshaus mit guten Renditechancen.




Neuer Energie-Ausweis fiir die Wohnungswirtschaft

Der GdW Bundesverband deutscher
Wohnungsunternehmen und die Arbeits-
gemeinschaft Heiz- und Wasserkosten-
verteilung haben kiirzlich eine neue
praxisgerechte und preiswerte Methode
zur Erstellung des Energieausweises
vorgestellt.

Hintergrund des neuen Energieausweises
ist die EU-Richtlinie tiber die Gesamten-
ergieeffizienz von Wohngebduden. Darin
schreibt die Europdische Union vor, ab
2006 Energieausweise sukzessive auch
fiir alle knapp 40 Millionen Bestands-
wohnungen in den gut 17 Millionen
Wohngebduden fiir Mieter oder Kaufer
vorzulegen.

Energieausweise miissen Informationen
iiber die Gesamtenergieeffizienz auf
Grundlage der verbrauchten oder veran-
schlagten Energiemenge geben. Nach-
dem bereits jetzt fiir Neubauten und
grundlegend modernisierte Wohnungen
solche Energieausweise erstellt werden
miissen, wird dies ab 2006 auch Woh-
nungen und Hdauser betreffen, die ver-
kauft werden oder in denen ein Mieter-
wechsel erfolgt. GAW und die Arbeits-
gemeinschaft schétzen, dass pro Jahr
rund zwei Millionen Energieausweise
ausgestellt werden miissen.

Laut GdW-Prdasident Lutz Freitag setzt
sich die Wohnungswirtschaft fiir eine
preiswerte, einfache und verldssliche
Berechnungsmethode des Energieauswei-
ses ein. Im Gegensatz zum bedarfskenn-
wertbasierten Energieausweis, der auf-
grund von physikalischen Einzelgutach-
ten erstellt wird, pladiert die Wohnungs-
wirtschaft fiir einen verbrauchskenn-
wertbasierten Energieausweis. Dessen
Grundlage seien Kennwerte, die auf Basis
der Heizkostenverordnung aus den Heiz-
kostenabrechungen erhoben werden. Mit
diesem Energieausweis erhalten Mieter,
Mitglieder von Wohnungsgenossenschaf-
ten und Kdaufer Informationen dartiber,
wie hoch der klimabereinigte Heizener-
gieverbrauch des betreffenden Gebdudes
beim konkreten Nutzungsverhalten ist.
Der von der Bundesregierung derzeit
noch favorisierte bedarfskennwertbasierte
Energieausweis sei dagegen laut Freitag
ungeeignet, die gewlinschten Informatio-
nen und eine Transparenz fiir den Gebdu-
debestand herzustellen. Weder seien die
Berechnungsannahmen realitdtsnah,
noch lasse sich bei dieser Berechnungs-
methode ein Energieausweis mit vertret-
barem wirtschaftlichen Aufwand erarbei-
ten. Die Kosten der bedarfskennwertba-
sierten Methode konnen je nach Umfang
eine Groflenordnung von tiber 500 Euro
pro Gebdude annehmen. Der GAW rech-
ne mit Kosten bis zu einer Milliarde Euro
allein im Jahr 2006, wenn bedarfskenn-
wertbasierte Energieausweise flédchende-
ckend eingefiihrt werden sollten.
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Auch fiir Wohnungseigentumsanlagen wird der Energiepass zur Pflicht. Offen ist noch, ob fiir die Ausstellung
der Pésse die tatsachlich verbrauchte Energiemenge oder die veranschlagte Menge herangezogen wird.

Ein verbrauchskennwertbasierter Ener-
gieausweis dagegen kann schatzungswei-
se flir 15-20 Euro je Gebdude ausgestellt
werden. Er sollte jahrlich ausgearbeitet
werden, um mit seiner Aktualitat das
unternehmenseigene Energiemanage-
ment zu unterstiitzen. Der GAW und die
Verbdnde fiir Heiz- und Wasserkosten-
verteilung setzen deshalb darauf, fiir die
iiberwiegende Mehrzahl aller Geschoss-
wohnungsgebdude. aber auch fiir typo-
logisierte kleinere Gebdudetypen, z.B.

in Bergarbeitersiedlungen im Ruhrge-
biet, Energieausweise auf der Basis rea-
ler Energieverbrduche zu erstellen. Dazu
eigneten sich besonders die Heizkostena-
brechnungen. Individuelle Verbrauchs-
gewohnheiten konnten herausgerechnet
werden. Gleiches gelte auch fiir regionale
klimatische Unterschiede.

Da die Bundesregierung nun die von der
Wohnungswirtschaft und den Messdienst-
unternehmen zur Verfiigung gestellten
Heiz- und Warmwasserverbrauchsanga-
ben fiir nahezu 300.000 Gebdude in ganz
Deutschland zu Referenzkennwerten
zusammenfasst und in Kiirze verdffent-
lichen werde, ldgen dann auch qualifi-
zierte Vergleichsmoglichkeiten fiir jeden
Eigentiimer oder Wohnung suchenden
Mieter vor.

Der verbrauchskennwertbasierte Ener-
gieausweis stiitzt sich auf die Kennwerte,
die bereits in der verbrauchsabhdngi-
gen Abrechnung des Hauses verwendet
wurden. Hierfiir wurde eine einheitli-
che Datengrundlage definiert, damit die
Energieausweise aller Abrechnungsunter-
nehmen miteinander vergleichbar sind.
In der Praxis funktioniert das so: Das
Unternehmen stellt die Abrechnungs-
daten fiir das Gebdude zusammen. Hier-
zu gehoren insbesondere der Gesamten-
ergieverbrauch und die Gesamtfldche

entsprechend der Heizkostenverordnung
sowie die Verbrauchsdaten der einzelnen
Nutzer. Handelt es sich um ein Gebdu-
de mit zentraler Warmwasserbereitung,
kann tber die verbrauchte Wassermenge
und die mittlere Warmwassertempera-
tur der Energieanteil fiir das Warmwas-
ser aus dem Gesamtenergieverbrauch
herausgerechnet werden. Der so ermit-
telte Heizenergieverbrauch wird dann
mit einem Faktor fiir die Klimabereini-
gung multipliziert. Diese Faktoren stellt
die Bundesregierung zusammen mit den
o.a. Referenzkennwerten zur Verfligung.
Durch eine Umrechnung auf Quadrat-
meter ergibt sich der Energieverbrauchs-
kennwert fiir das Gebdude.

Fazit:

Im Gebdudebestand ist nur noch in
Einzelfdllen oder nach umfangrei-
chen Sanierungsmafinahmen ein
bedarfskennwertbasierter Energie-
ausweis notwendig. Das vorgestell-
te Exemplar eines Muster-Energie-
ausweises der Wohnungswirtschaft
lasst beide Erstellungsmethoden zu.
So kann z.B. auch bei einem Neu-
bau der Bedarfskennwert, der einen
physikalischen Normenergiebedarf
darstellt, zu einem spateren Zeit-
punkt durch einen Verbrauchskenn-
wert erganzt werden. Ebenso kann
bei spateren Modernisierungsmaf3-
nahmen an bestehenden Gebdauden
die Seite fiir die Bedarfskennwerte
im Ausweis ergéinzt werden.

Ein Muster-Energieausweis kann
beim GdW angefordert werden.




Kapitalbildung

Immobilie ist Alters-
vorsorge-Programm Nr.1

Mal wieder ein Grund zur Freude: Wer
seine Wohnung selbst bewohnt, zahlt
null Euro an den Fiskus. Trotzdem betei-
ligt sich das Finanzamt noch an Kos-
ten, etwa wenn eine Asbestsanierung
erforderlich ist oder Grundwasserschd-
den beseitigt werden miissen. Angesichts

Wenn es um die private Altersversorgung und
-sicherung geht, steht Wohnungseigentum zu Recht
an erster Stelle. Denn die finanzielle Entlastung durch

mietfreies Wohnen in den eigenen, schuldenfreien
vier Wanden ist betrachtlich.

hoherer Lebenserwartungen und sin-
kender Alterseinkommen sowie umla-
gefinanzierter Rente sind die Vorteile
des Betongoldes unbestritten: Das eige-
ne Haus ist nicht nur die einzige Alters-
vorsorge, die sofort die Lebensquali-
tat verbessert. Die Ersparnis gegeniiber
Mieterhaushalten ist — bei abbezahlten
Schuldzinsen — enorm. Laut Statisti-
schem Bundesamt macht in deutschen
Rentnerhaushalten die Miete rund ein
Viertel des Haushaltseinkommens aus.
Dagegen liege die Belastung der Selbst-
nutzer durch Wohnkosten im Alter nur
bei etwa 10 Prozent.

Hohe Renditen erzielbar
Immobilien als Kapitalanlage bieten
attraktivere Renditen. Sie liegen meist
zwischen 6 bis 9%.

Zum Vergleich: Anleger, die monatlich
50 Euro anlegten, erzielten bei offenen
Immobilienfonds in den vergangenen
10 Jahren eine durchschnittliche Jahres-
rendite von 3,1% und in 20 Jahren 4,6%.
Europdische Aktienfonds mussten in 10
Jahren im Durchschnitt einen jdhrlichen
Verlust hinnehmen (- 0,2%) und erziel-
ten auf 20 Jahre 5,4% jdhrlich.
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WEG-Recht
Vertreterzuriickweisung

Rechtsprechung

macht Beschliisse anfechtbar

Der Versammlungsleiter hatte den Ver-
treter eines Eigentiimers von der Ver-
sammlung ausgeschlossen, obwohl dieser
seine Bevollmdchtigung ordnungsgemafd
nachgewiesen hat.

Das Bayerische Oberste Landesgericht
befand mit Beschluss vom 30. Juni 2004
(2 Z BR 58/04), dass dieser Umstand

zur Anfechtbarkeit der auf der fragli-
chen Eigentliimerversammlung gefassten
Beschliisse fiihren kann. Weitere Voraus-
setzung fiir eine Ungtiltigerkldrung ist

Praxistipp:

allerdings, dass die aus diesem Grunde
nicht abgegebene oder nicht berticksich-
tigte Stimme fiir die Entscheidung erheb-
lich war. Dies war im entschiedenen Fall
gerade nicht so. Wenn also Beschliisse
auch ohne die Stimme des zu Unrecht
zuriickgewiesenen Bevollmachtigten
mehrheitlich zustande gekommen sind,
weil gleichwohl noch eine Mehrheit fiir
den Beschluss gestimmt hat, wird die
Anfechtung gerichtlich nicht durch-
dringen.

Die Uberpriifung der ordnungsgeméfien Bevollméchtigung ist sorgsam zu fiih-
ren, ein Ausschluss des Bevollmachtigten will wohl iiberlegt sein. U. a. ist auch
hier wieder die Kenntnis der Regelungen der Gemeinschaftsordnung erforder-
lich. Dort finden sich ndmlich im allgemeinen Regelungen dazu, welche Perso-
nen anstelle eines Wohnungseigentiimers an den Eigentiimerversammlungen
teilnehmen diirfen und ob eine Bevollmdachtigung z. B. schriftlich vorgelegt
werden muss. Ohne Kenntnis der entsprechenden Regelungen lauft man
Gefahr, einen Anfechtungsgrund zu schaffen.

Immobilienkauf
Informationspflichten

bei der Verwalterzustimmung

Das Oberlandesgericht Hamburg hat den
Verkdufer einer Eigentumswohnung ver-
pflichtet, dem WEG-Verwalter eine Kopie
des Kaufvertrages vorzulegen (Beschluss
vom 28. Juli 2004-2 Wx 92/98). Zu einer
vorherigen Zustimmung zum Kaufver-
trag war der Verwalter nicht verpflichtet.
Viele Teilungserkldrungen sehen vor,
dass der Verwalter der Verdufierung
eines Wohnungseigentums zustimmen
muss; andernfalls bleibt der Kaufver-
trag unwirksam (§12 WEG). Die Zustim-
mung kann jedoch nur aus einem wich-
tigem Grund versagt werden, ndmlich
um das Eindringen unerwiinschter Per-
sonen in die Eigentiimergemeinschaft

zu verhindern. Ein solcher Grund kann
sich aus finanzieller oder persénlicher
Unzuverldssigkeit des Erwerbers ergeben.

Praxistipp:

Die Hamburger WEG-Richter haben in
dem genannten Beschluss den Grund-
satz unterstrichen, wonach der Verkdufer
einer Wohnung im Rahmen des Zustim-
mungsverfahrens verpflichtet ist, ,dem
Verwalter jede ihm mdogliche Information
uber die Erwerber zu geben oder diese zu
einer Selbstauskunft zu veranlassen.”

Im vorliegenden Fall war der Verkdufer
auch verpflichtet, dem Verwalter eine
Kopie des Kaufvertrages zur Verfiigung
zu stellen. Das ergab sich aus der Ausle-
gung der Teilungserkldrung. Ob der Ver-
duflerer im Rahmen seiner Informations-
pflicht jedoch generell den Kaufvertrag
vorlegen muss, hat das Hanseatische
OLG offen gelassen.

Nach wie vor bleibt also unentschieden, ob der WEG-Verwalter immer eine
Kopie des Kaufvertrages verlangen kann. Man wird diese Frage jedoch bejahen
miissen. Immerhin kénnen sich aus dem Kaufvertrag regelméfiig Umstdande
ergeben, die gegen die finanzielle oder persénliche Zuverldssigkeit des Erwer-
bers sprechen, z. B. aus einer vereinbarten Nutzung oder aus der nicht erfolgten
Ubernahme schuldrechtlicher Verpflichtungen gegeniiber der WEG. Umgekehrt
hat das OLG Hamburg in seiner Entscheidung noch einmal betont, dass der Ver-
walter zur Meidung gegen ihn zu richtender Schadenersatzanspriiche zur sorg-
faltigen Priifung der Person des Erwerbers verpflichtet ist. Es sollte deshalb stets
die Vorlage des Kaufvertrages erlangt werden bevor dem ihm zugestimmt wird.




	Was kommt auf die Wohnungseigentümer zu?
	VOW Neujahrsempfang 2005
	Immobilienkauf 2005 – was ändert sich?
	Neuer Energie-Ausweis für die Wohnungswirtschaft
	Rechtsprechung
	Informationspflichten bei der Verwalterzustimmung
	Vertreterzurückweisungmacht Beschlüsse anfechtbar

	Kapitalbildung
	Immobilie ist Altersvorsorge-Programm Nr.
	Hohe Renditen erzielbar


